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Editorial 

Liebe Leserinnen, lieber Leser, 

Auch im dritten Quartal dieses Jahres wurden wir mit gravierenden globalen und 

europapolitischen Problemen konfrontiert. Mit dem Gedenken an die Opfer von 

Hiroshima 1945 machen wir auf die aktuellen Gefahren aufmerksam, die durch 

die im Zusammenhang mit dem russischen Krieg gegen die Ukraine schon 

mehrfach geäußerten Möglichkeiten eines Atomwaffeneinsatzes in Europa 

aufmerksam. Es liegt im Interesse der Menschheit, diesen GAU zu verhindern! 

Beim Blick auf das „Deutsch-Polnische Barometer 2022“ ergibt sich als 

Erfordernis, die Verbindungen zu unseren polnischen Partnern wieder stärker zu 

aktivieren. Gerade in Zeiten, wo die politischen deutsch-polnischen 

Beziehungen in mancher Hinsicht problematisch sind – zum Beispiel durch das 

aktuelle Aufwärmen von Reparationszahlungen von Deutschland an Polen, 

brauchen wir positive Kontakte zwischen den Menschen unserer beiden Länder. 

Mit einem weiteren Bezug auf das Buch von Klaus v. Dohnanyi zu nationalen 

Interessen möchten wir die Diskussion zu den außenpolitischen Entwicklungen 

zwischen Deutschland, der Europäischen Union und den USA anregen. Es geht 

schließlich darum, dass die EU außenpolitisch eine starke eigene Haltung zu den 

aktuellen globalen Fragen einnehmen muss. 

Mit den verbandspolitischen Informationen verbindet sich die Anregung, die 

Positionen zur Weiterentwicklung der Europäischen Union offensiv zu 

vertreten. 

Die Forderung nach dem Europäischen Konvent und das Anliegen, das 

Europäische Wahlrecht tatsächlich europäisch auszurichten, sollten weiterhin im 

Mittelpunkt unserer Diskussionen und öffentlichen Stellungnahmen stehen. 

Schließlich eine notwendige Bemerkung zur innverbandlichen 

Kommunikation. Finanzielle Engpässe durch aktuelle Preisentwicklungen 

zwingen uns dazu, den Versand unserer „Informationen“ und anderer 

Materialien des Landesverbandes als gedruckte Produkte einzustellen. 

Auch der Bundesverband erwägt, ab 2024 nur noch digitalisierte 

Materialien herauszugeben. Die technischen Voraussetzungen dazu sind 

vorhanden. Sowohl über Internet als im Email-Versand werden alle 

Veröffentlichungen zugänglich sein. In diesem Zusammenhang bitten wir 

unsere Mitglieder und andere Interessenten sowie die Kreisvorstände, der 

Geschäftsstelle – soweit das noch nicht geschehen ist – alle vorhandenen 

Email-Anschriften zur Verfügung zu stellen. Haben Sie Dank dafür, es ist 

in unser aller Interesse. 

Prof. Dr. Joachim Gasiecki, Ehrenvorsitzender des Landesverbandes EUD-MV.  
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Teil I 

Informationen aus dem Bildungsring „Europa“ 

__________________________________________________ 

 

Zur tschechischen EU-Ratspräsidentschaft 
im 2. Halbjahr 2022 

 

Prioritäten der Ratspräsidentschaft 

 Versorgung von Geflüchteten 

 Wiederaufbau in der Ukraine 

 Energiesicherheit 

 Stärkung der europäischen Verteidigungsfähigkeit 

 Strategische Widerstandsfähigkeit der Wirtschaft in der EU 

 Widerstandsfähigkeit demokratischer Institutionen 

„Europa als Aufgabe“ ist mit Reminiszenz an Václav Havel das Motto der 

tschechischen EU-Ratspräsidentschaft und die wird unter der neuen Regierung 

endlich ernst genommen, der Nachfolger in Prag, Petr Fiala, sieht den 

turnusgemäßen Vorsitz als Bewährungsprobe. 

Mit Klimawandel, Inflation, Energiekrise und dem alles überschattenden Krieg 

in der Ukraine sind die Herausforderungen tatsächlich mindestens so groß wie 

zum deutschen Vorsitz im Ministerrat. Die Prioritäten des Vorsitzes sind daher 

richtig gesetzt, und es zeichnet den Wandel in Prag aus, dass die Stärkung der 

Widerstandsfähigkeit demokratischer Institutionen als Oberthema mitgedacht 

ist. Jedoch bleibt unser (in der deutschen Europapolitik notorisch wenig 

beachteter) Nachbar gerade bei dieser EBD-Priorität noch recht vage. So 

kommen konkrete Vorschläge des Europaparlaments zur Stärkung der 

europäischen Demokratie, wie die EU-Wahlrechtsreform, die Abschaffung der 

Einstimmigkeit im Außenministerrat und die Initiierung eines europäischen 

Konvents, nicht zur Sprache. Ebenso verliert der neue Vorsitz kein Wort 

darüber, wie er die Transparenzlücke im Rat schließen möchte – übrigens ein 

Vorhaben der Bundesregierung. 

 (Nach einem Statement von Bernd Hüttemann, Generalsekretär der 

Europäischen Bewegung Deutschland) 
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Aus dem Deutsch-Polnischen Barometer 2022 

„Deutsche und Polen – zwischen Nähe und Fremdheit“ 
Zusammenfassung der Ergebnisse 

(Hrsg.: Deutsches Polen-Institut, Konrad-Adenauer-Stiftung in Polen, Stiftung 

für deutsch-polnische Zusammenarbeit) 

Eine deutliche Mehrheit der Polen (75%) und der Deutschen (82%) ist an gesell-
schaftlichen Fragen und internationaler Politik interessiert. Doppelt so viele 
Deutsche (50%) wie Polen (25%) geben diesbezüglich an, explizit „großes 
Interesse“ zu haben. Die seitens der Polen am häufigsten genutzten Quellen zu 
politisch-gesellschaftlichen Informationen sind private Fernsehsender (72%), 
Facebook (69%), Internetportale (68%) sowie private Radiostationen (65%). Die 
Deutschen hingegen beziehen ihr politisch-gesellschaftliches Wissen 
größtenteils über das öffentlich-rechtliche (69%) und private (66%) Fernsehen, 
das öffentlich-rechtliche Radio (59%) sowie Internetportale (56%). 

Sowohl die Polen (54%) als auch die Deutschen (69%) geben als häufigsten 
Grund für Reisen ins Nachbarland touristische Zwecke an. Die Schule wird in 
Polen am häufigsten (46%) als Wissensquelle zum Thema Deutschland genannt. 
Wichtig sind aber auch Gespräche in der Familie (41%) und Aussagen von 
Politikern (40%). In Deutschland erreicht keine der Informationsquellen über 
Polen einen vergleichbar hohen Anteil. Dominierend ist hier das Fernsehen 
(37%), gefolgt von der Schule (28%), der Familie (26%) sowie der Presse (25%). 

Wie bereits in den Vorjahren fallen auch 2022 die Meinungen der Polen zum 
Thema Deutschland deutlich positiver aus als die der Deutschen zu Polen. Die 
Polen bewerten sowohl den Zustand der deutschen Wirtschaft als auch die 
Qualität der Demokratie und die Wahrung der Bürgerrechte in Deutschland 
überwiegend positiv. Weniger eindeutig ist die Beurteilung der Korruptions-
bekämpfung, aber auch hier überwiegen die positiven Einschätzungen die 
negativen. 

Polnische Befragte, die öffentlich-rechtliches Fernsehen schauen und 
öffentlich-rechtliche Radioprogramme hören, haben ein negativeres 
Deutschlandbild als Personen, die diese Informationsquellen nicht nutzen. 
Wähler der Regierungs-parteien bewerten Deutschland schlechter als 
Anhänger der Opposition. 

Die deutschen Befragten beurteilen den Zustand der polnischen Wirtschaft und 
deren Attraktivität recht gut, den Zustand der Demokratie des Landes, der 
Rechtsstaatlichkeit, die Einhaltung der Minderheitenrechte und die Effektivität 
der Korruptionsbekämpfung hingegen eher schlecht. Bei den beiden letztge-
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nannten Themen überwiegen die negativen Bewertungen die positiven 
deutlich. Aber: Zu jeder dieser Fragen hat die jeweils größte Gruppe unter den 
deutschen Befragten keine Meinung, sondern äußert lediglich eine neutrale 
Antwort oder gar keine. 

Die Hälfte der Polen (50%) empfindet Sympathie für die Deutschen; etwas 
weniger als die Hälfte der Deutschen (43%) erwidern diese Sympathie. Die 
durchschnittlichen gegenseitigen Sympathiewerte von Polen und Deutschen 
liegen etwa auf gleichem Niveau. Polen sind gegenüber allen in der Studie 
abgefragten Nationen positiver eingestellt als die Deutschen. Ein Trend, der seit 
Jahren zu beobachten ist. 

Der Grad der gegenseitigen Akzeptanz von Deutschen und Polen in verschie-
denen sozialen Rollen – Schwiegertochter/Schwiegersohn, Firmenchef, direkter 
Vorgesetzter, Arbeitskollege, Untergebener, Einwohner, Nachbar, Stadtrat, 
Freund, Lehrer/Dozent – ist generell hoch (von 71% bis 87%), auf deutscher 
etwas höher als auf polnischer Seite. 

Die größte Gruppe der Polen (48%) und der Deutschen (62%) beurteilt den 
Zustand der deutsch-polnischen Beziehungen als positiv. Zum ersten Mal seit 
Beginn der Barometer-Umfragen übersteigt der Anteil der positiven Beurtei-
lungen in Polen nicht die 50-Prozentmarke und der Anteil der negativen 
Bewertungen ist mit 35 Prozent relativ hoch. Die jeweils größte Gruppe der 
Polen (40%) und der Deutschen (45%) sieht keine Veränderung in den 
bilateralen Beziehungen aufgrund des Regierungswechsels in Berlin Ende 2021. 

Seit 2015 verschlechtern sich die Einschätzungen der polnischen Befragten zur 
deutschen Europapolitik. Aktuell bewerten 43 Prozent diese Politik positiv, 
während 26 Prozent glauben, dass Deutschland zu Spannungen und Konflikten 
in Europa beiträgt. Diese Bewertungen sind stark mit der politischen Orientie-
rung der Befragten verknüpft. Die Mehrheit der Anhänger des Regierungslagers 
lehnt die deutsche Europapolitik ab, die überwiegende Mehrheit der 
Oppositionswähler befürwortet die Rolle Deutschlands. Auch Konsumenten des 
öffentlich-rechtlichen Fernsehens und Rundfunks beurteilen die deutsche 
Politik signifikant negativ. 

Die Antworten der deutschen Befragten zum Thema polnische Europapolitik 
ergeben ein unentschiedenes Meinungsbild. Die größte Gruppe (37%) der 
Befragten äußert sich dazu negativ, während 28 Prozent denken, dass Polen zu 
einer besseren Zusammenarbeit in Europa beiträgt und 35 Prozent haben keine 
Meinung zu diesem Thema. Besonders kritisch bewerten die Anhänger der 
Grünen die polnische Politik, am positivsten wird diese von den Wählern der 
AfD beurteilt. 
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Dei düütsche EU-Leithåmel (Teil I) 

(Berend Böckmann, Kirch Rosin) 
 

Öltlings wier dat up'n Lann so, dat dei Buer 'n Sadelschwienbier  in'n Kaben höll un dei 
annern Buern ehr ruuschigen Sadelschwiensœgen in'n Kasten orrer mit 'n Tampen an't 
Achterbein tau dissen Biern lährt hemm' (die Sau zum Eber führen),  dormit nåhstens lütte 
Sadelschwienfarken an'n Sœgentitt liggen. Nu is dat mit dat Verglieken son'n Såk, ok wenn 
klauke Lüd dat „Parabel“ orrer ok „Gliekniss“ näumen. Un so kann man wull dat, wat Kanzler 
Scholz in'n Hornung 2022 in'n Bunnesdach dei Tiedenwenn' näumt un 'n 100-Milljarden-
Paket för dei Bunnes-wehr in Utsicht stellt hett as 'n Oort Gliekniss düden, dat Düütschland 
von nu an inne EU denn Bier, denn Äwer orrer denn Leithåmel spälen will, dei in't Tau-
såmenspäl mit sien sik ruuschig gäbenden Sœgen orrer Schåp as Frankriek, UK, Italjen, 
Danmark un noch por anner un dei hungrigen nähmend Farken orrer Lämmer as Polen, 
Ungarn, Kroatien un ok noch por anner versöcht, dat all tau-såmen in Putin denn Düwel 
seihn. In Tåhlen süht dat denn so ut, dat Düütschland taun Bispill in't Johr 2020 19,4 
Milljonen € nå Brüssel geef, Polen hengägen 12,4 Milljarden € ut Brüssel  kreech. 
Düütschland gifft dormit mihr nå Brüssel as jeder anner Maat, is nå dei Wedder-vereinigung 
dat Land mit dei miersten Inwåhners, dat viertgröttst Land inne EU un mit 'n 
Bruttoinlandsprodukt von wiet œwer drei Milljarden € dei gröttst Volk-wirtschaft inne EU. 
Wenn dat nicks is! Düütschland is wedder grot. Vergäten dei Afkåmen von Versaille un 
Potsdam. Düütschland rüst't up, dormit man sülben un dei åbendlännisch liberale 
Demokratie nich tau Schåden kåmen kann, dormit man sienen Bündnisplichten inne NATO 
nåkümmt un as Handlanger von'n amerikanschen Weltschandarmen Hülpsdeinste ümmer 
denn leisten deit, wenn 'n rode orrer linke Gefohr in Sicht is. Allens kümmt wedder, wenn ok 
ümmer 'n lütt bäten anners. Man künn ok von 'n „Reinkar-natschon - Weddergeburt“ 
schnacken.  
Gåhn wi bäten in uns Geschicht taurüch: 1871 wür dat düütsche Riek grünnt un in't grote 
niege Düütschland hemm' väle Minschen giern tau Ihren von'n Kaiser mit 'n Pickelhuuf up'n 
Kopp deint, bet dat denn 1918 ut wier un dei Kaiser utneihen däd.  Düütschland verhålt sik, 
schitt up dat Afkåmen von Versaille, dörchläwt dei güllen Twinniger un 'n niege Bewägung 
kümmt up un mit denn Rieksadler, dei denn Eikenkranz mit Hakenkrüz inne Krallen höllt, 
ward von niegen för Düütschland marschiert. Un man hett sien Grünn' un föllt taun tweiten 
Mål düchtig up dei Schnut. Blot denn ewigen Fräden gifft dat up Ierden nicht. Wettrüsten, 
Koller Krieg un'n niege Prosperität låten dei gräune Bewägung upkåmen. Uns Ierd sall nich 
dörch Atomwaffen un Plastikmüll, dörch Unvernunft un sinnloset Hanneln ünnergåhn. Dat 
kümmt an, dei niege Bewägung treckt bald up Jesuslatschen, in Kattun- un 
Linnenkledåschen, mit Knüttelsticken un Sünnen-rosen in Parlemente un sogor in 'n 
Bunnesdach in, sticht up un stellt 2021 sogor mit Annalena Baerbock as Trampolinhüppersch 
un Robert Habeck as dichtenden Philosophen mit Ministererfohrung in SH 
Kanzlerkannedaten. Doch sei liggen nich ganz so gaut inne Wählergunst as dei rode Olaf 
Scholz un warden nu nich Kanzler orrer Kanzlersch, sonnern blot Ministersch för 
Butanangelägenheiten un Minister för Wirtschaft, nådem sei mit dei Koalitschonspartner dat 
rod-gräun-gäle Triumvirat billlen un tausåmen mihr Fortschritt wågen willen. Bi Annalena 
fählt blot dei Haut, süss künn's ok dei gräune Queen spälen un dat upseggen, wat dei 
Rädenschriewer ehr vörgäben, wenn's denn Selenskyj in'n Häben låwt un Putin 'n Läben inne 
Höll günnen deit. Habeck hett nu dormit tau daun, dat Düütschland in neechsten Winter 
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einen nich all tau kollen Noors kriecht, denn in'n Konzert mit anner insichtig Poletikers will 
man denn Autokraten Putin up sien Gas un Öl sitten låten un deit nu bi dei arab'schen 
Autokraten beddeln. Un dat allens blot, dat dei Lüd vör em nich taun rechten Tiet nauch 
Strommœhlen un Solaranlagen buucht hemm'.  All dei annern vör dei gräune Tiet sünd 
schullig, sei hemm' tau sacht up Wind- un Solarenergie sett't un hemm' sik mit Oltkanzler un 
Putinfründ Schröder up Nuurdstream 2 verlåten, dei Gasleitung, dei Amerika in Verbinnung 
mit dei Ukrain un ok uns Gräunen 'n Duurn in't Och wier. Dat süht ok Claudia Roth so, obgliek 
sei noch nich för denn Playboy up dei Stuften vonne Potjomkin-Trepp in Odessa aflicht wür 
un ok dei as Hobby-Pralinenmåker säute Anton Hofreiter tut't mit dei gäle un in Såken 
Uprüstung sik gaut utkennende Strack-Zimmermann in't glieke Huurn: schwore Waffen gägen 
Putin möten schnellstens her! Un wedder möt orrer will Habeck dei Düütschen verkloren, 
woans dei Hås löppt, wenn't gägen Putin un sienen Krieg gägen dei Ukrain geiht. Doch ünner 
dei Devis „Fortschritt wågen“ sünd dei Böbelsten von't rod-gäl-gräune Triumvirat sülben ganz 
dull in't Stulpern kâmen un dat Gaucksche Wort von „giern för dei Frieheit bäten Küll 
uthollen“ künn as Tieden- un Energiewenn' wohr warden. Un dor dei Gräunen blot dat 
Allerbest für Düütschland willen, gifft Habeck sik as einner von uns: unrasiert un åhn Schlips 
steiht hei achter't Mikro un verkünnt sien heldenhaftet Daun un verkünnt denn so näbenbi, 
dat hei  nich giern 'n Schlips ümbinnen deit, denn dei Schlips is sowat as 'n Kauhstiert, dei bi 
dei Kauh vör't Noorslock sitt, un dat hei ut äben dissen Grund kein Noorslock sill will. Ok dei 
gäle Lindner hett nu nicks mihr von sienen Treckvadder Genscher, dei sik giern in'n gälen 
Pullunner aflichten leet un dordörch in Erinnerung blifft, dat hei an'n 30. September 1989 dei 
anne 4500 flüchtend Minschen ut dei DDR von'n Balkong inne Prager Botschaft verkünnen 
däd, dat's nå dei Bunnesrepublik utreisen kœnen. Von Lindner ward dei Märkenhochtiet up 
Sylt in Verbinnung mit sien Nehrigkeit blieben, denn hei un sien Leiwste tåhlen ut Geldsorgen 
keine Karkenstüer un as Minister will hei dorför sorgen, dat dat Geld för Hartz-IV-Utgåwen 
noch weniger ward.  
 

Gedenktage von besonderer Bedeutung August-Oktober 2022 
 

In den Monaten August-Oktober, auf die wir in dieser Ausgabe der 
„Informationen“ blicken, ragen einige internationale Gedenktage besonders 
hervor. 

Aus der aktuellen Weltsituation heraus erscheint es angebracht, an einen Tag 
im August besonders zu erinnern. Am Morgen des 06. 08. 1945 wurde eine 
Atombombe mit dem Namen „Little Boy“ von der „Enola Gay“, einem Boing B-
29 Bomber, auf Hiroshima abgeworfen. In dieser Info bringen wir dazu den 
Hinweis auf das musikalische Klagelied des polnischen Komponisten 
Penderecki, „den Opfern von Hiroshima“ gewidmet, sowie ein späteres 
literarisches Dokument zum gleichen Thema. 

Große Aktualität besitzt auch der 01. 09., an dem 1945 der Zweite Weltkrieg 
begann. Dieser Tag wurde bereits in den 50er Jahren in der DDR als 
„Weltfriedenstag“ begangen und 1966 von den Gewerkschaften auch in der 
BRD eingeführt. Ergänzt wird dieser Gedenktag durch den „Internationalen Tag 
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des Friedens“, den die UNO seit 1999 international etabliert hat und der am 21. 
09. begangen wird. 

Auch der „Internationale Tag der Demokratie“ am 15. 09., von der UNO 2007 
eingeführt, besitzt anlässlich vieler Angriffe auf die Demokratie in der 
Gegenwart eine große Kraft für die Verteidigung demokratischer Werte. 
Angesichts der  Demonstrationen der Gegner der Maßnahmen zum 
Pandemieschutz, die ein breites Spektrum bis hin zu rechtsradikalen Gruppen 
und Strömungen umfassen, ist der Einsatz zur Sicherung der Demokratie ein 
höchst aktuelles Thema. 

Schließlich weisen wir auf den 21. 10. hin, auf den „Tag der Vereinten Nationen“ 
und damit auf den Tag der Verabschiedung der UN-Charta, die 1945 in Kraft 
trat. 
Die Schaffung der UNO sollte bekanntlich ein entscheidender Beitrag zur 
Friedenssicherung in der Welt sein. Heute sehen wir, wie schwierig es ist, unter 
den Mitgliedsländern der UNO entsprechende Übereinstimmung zu erreichen. 
Es bleibt eine wichtige Aufgabe der Politik der Weltstaaten, den Prinzipien der 
UN-Charta Anerkennung und Durchsetzung zu verschaffen. 
 
 
 
 
                   
                                                                         
  

                                 
 
 
                                                                                                      © Europäische Union 
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Zur Mahnung! 
(Anlässlich des Gedenkens an den Atombombenabwurf auf 

Hiroshima am 06. 08. 1945) 
… 

Krzysztof Penderecki, poln. Komponist (1933-2020), 
schuf 1961 sein Klagelied „Den Opfern von Hiroshima“ 

… 
 

   Ich warf die Bombe 
 
   Der Tag war mörderisch schön, 
   wie geschaffen für einen guten Job. 
   Aus dem kleinen Boy der Enola Gay 
   wuchs ein ästhetisch makelloser 
   Pilz in den Himmel, 
   noch war kein Tod zu sehen! 

   Doch die Toten flogen mir nach: 
   Ein grotesker Totentanz, 
   schleppend, kreischend 
   Jahre noch Ohren zerreißend. 

   Fliehen wollte ich 
   vor meinen Opfern – doch wohin? 
   Ich ging nicht in‘s Kloster –  
   Wie könnte Gott mir verzeihen! 
   Ich tötete mich nicht –  
   meine Seele war längst schon gestorben. 

   Ich floh in den alltäglichen Wahnsinn 
   als kleinbürgerlicher Held, 
   ich versuchte zu lieben, 
   schenkte Kindern das Leben, 
   das ihnen der nächste Bombenattentäter 
   mit vor Hass verzerrtem Lachen 
   nehmen wird, an einem 
   mörderisch schönen elften September. 
 

(Ein Text des deutschen Rappers Azad kurdischer Herkunft, der von sich sagt: 
„Ich bin Frieden und mein Name ist frei.“) Azad = frei 
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                                    Aus der Serie: „Das politische Buch“ (4) 
 

 
 

„Deutschland und Europa zwischen den Interessen der Großmächte“ 
 

In den vorhergehenden „Informationen“ hatten wir die Ausgangsposition des 
Autors Dohnanyi vorgestellt. Heute greifen wir seine Aussagen zu Interessen-
fragen innerhalb der transatlantischen Wertegemeinschaft auf. Dohnanyi 
schreibt: 

„Wertegemeinschaften sind keine Staatsform, keine Nation, ihnen fehlt die 
durch einen gemeinsamen politischen Prozess begründete demokratische 
Legitimation. Es kann natürlich auch gemeinsame Interessen geben, zum 
Beispiel in der Europäischen Union oder auch in der transatlantischen 
Partnerschaft zwischen Europa und den USA. Aber zwangsläufig gibt es 
innerhalb dieser Wertegemein-schaften auch gegensätzliche Interessen. 
Gemeinsame Werte des ‚Westens‘ schließen harte nationale 
Interessengegensätze innerhalb dieser ‚Gemeinschaft‘ nicht aus … Dies gerade 
in den transatlantischen Beziehungen zu verstehen, offen anzusprechen und 
danach entsprechend zu handeln, wird eine der wichtigsten Aufgaben 
deutscher und europäischer Politik in den kommenden Jahren sein.“ Der Autor 
stellt dann die Frage, inwieweit die Interessen der „USA als Supermacht des 
Westens“ mit den europäischen bzw. deutschen Interessen übereinstimmen 
können. 
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„Deutschland kann zukünftig nur mit Europa bestehen, und Europa wiederum 
kann nur erfolgreich bleiben, wenn wir Europäer auch die jeweiligen Interessen 
anderer Nationen, insbesondere der Großmächte verstehen. … Am bedeut-
samsten unter den Großmächten sind für uns die USA, denn sie dominieren mit 
ihren nationalen Interessen die Entscheidungen unseres Kontinents. … Eine 
große Schwäche der USA ist ihre angeborene Selbstüberschätzung als ‚exeptio-
nale‘ Nation und das damit verbundene Missverständnis einer allmächtigen 
Aufgabe, die ganze Welt auf ihre Lebensweise, auf den ‚American Way of Life‘ 
zu führen. …  

Europa muss sich endlich eingestehen: Wir Europäer sind Objekt US-amerikani-
schen geopolitischen Interesses und waren niemals wirklich Verbündete, denn 
wir hatten nie ein Recht auf Mitsprache. Das ist aus Sicht der Nation und 
Weltmacht USA verständlich und auch nicht verwerflich … Aber wir müssen es 
in unserer Politik bedenken.“  

Dohnanyi sieht natürlich die Notwendigkeit, dass Europa und Deutschland 
gerade in Sicherheitsfragen mit den USA und insgesamt im Rahmen der NATO 
eng zusammengehen müssen. Aber er hebt mahnend hervor, dass gerade in 
diesem Zusammenhang eigene Interessen definiert werden müssten, denn: 

„Das heutige Europa und die heutigen USA sind sich in ihren Werten zutiefst 
fremd: Die USA, einst in der Eroberung eines Kontinents geboren, der von 
anderen Völkern besiedelt war, halten noch immer an ihren Wertvorstellungen 
dieser Zeit fest. Europa will Frieden, die USA wollen Macht. Die USA selber 
sehen die Unterschiede in den ‚Werten‘ der USA und Europas nicht anders.“ 

An diesen Positionen des Autors Dohnanyi sollten sich bei uns in den 
Kreisverbänden, in Bildungsveranstaltungen und im Durchdenken durch jeden 
Einzelnen Diskussionen entwickeln. Es tauchen sicher viele Fragen auf, nur 
einige seien hier als Denkanstöße gegeben: 

- Worin bestehen die spezifischen Interessen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Europäischen Union? 

- Worin unterscheiden sich die Interessen der EU und ihrer Mitgliedsländer 
von denen der USA, worin stimmen sie überein? 

- Wie stehen wir zur Position von Dohnanyi zu den Interessengegensätzen? 
- Inwiefern ergeben sich daraus Überlegungen zu einer selbständigeren 

Politik der europäischen Gemeinschaft auf der internationalen Bühne? 

(Joachim Gasiecki) 

 

 



 
13 

 

_________________________________________________________________ 

 Pandemie aktuell 

Amtliche Angaben zum Stand der Pandemie 15. 09. 2022: 

Festgestellte Infektionen: 

weltweit 610 350 000, europaweit 225 503 000, Bundesrepublik 32 605 000 

Todesfälle im Zusammenhang mit Corona: 

weltweit 6 521 000, europaweit 1 935 000, Bundesrepublik 148 728 

 

_________________________________________________________________ 

 

Amtliche Angaben zum Stand der Pandemie 10. 10. 2022: 

Festgestellte Infektionen: 

weltweit 662 800 000, europaweit 249 000 000, Bundesrepublik 34 970 000 

Todesfälle im Zusammenhang mit Corona: 

weltweit 6 562 000, europaweit 2 048 000, Bundesrepublik 151 000 

_________________________________________________________________ 

 

Mögliche Pandemie-Situation in Herbst und Winter 

Im Rahmen einer Videokonferenz kam Anfang Juni der von Gesundheits-
ministerin Stefanie Drese einberufene Corona-Expertenrat zur Herbst-Winter-
Vorbereitung zusammen. Ihm gehören die Professoren Hübner, Kaderali und 
Reisinger sowie Vertreterinnen und Vertreter der Wohlfahrtsverbände, 
Einrichtungsträger, ärztlicher Vereinigungen, Kommunen sowie der Landes-
regierung und des LAGuS an. Nach Einschätzung des Gremiums besteht derzeit 
trotz der steigenden Infektionszahlen und Hospitalisierungsinzidenzen keine 
Gefahr für eine Überlastung des Gesundheitssystems. Gleichzeitig sei nicht mit 
einem vollständigen Rückgang der Infektionen in den Sommermonaten wie in 
den letzten Jahren zu rechnen. „Spätestens im Herbst wird es mit hoher 
Wahrscheinlichkeit jedoch einen erneuten, starken Anstieg der 
Infektionszahlen geben mit weiteren Mutationen, dessen Pathogenität noch 
nicht einzuschätzen ist“, sagte Ministerin Stefanie Drese.  
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Aus einem Text des Philosophen und Schriftstellers Jan Kuhlbrodt 

 
 

„In Europa, in Deutschlands unmittelbarer Nachbarschaft, herrscht 
Krieg. Ein Zustand, mit dem wir bis vor einigen Monaten (oder zumin-
dest ich) nicht gerechnet hätten, obwohl auf dem Kontinent auch 
nach Ende des Kalten Krieges nie wirklich Frieden herrschte. Der 
Zerfall vormals sozialistischer Gemeinwesen führte zu bewaffneten 
Auseinan-dersetzungen, genau wie der imperiale Anspruch 
Russlands. Und schon unmittelbar nach Ende des Kalten Krieges, 
1990, schlugen die ersten Funken. Als sollte sich der Gedanke 
Heraklits als beständig und gültig erweisen, dass der Krieg der Vater 
aller Dinge und der König sei, der die einen zu Göttern mache und die 
andern zu Menschen, die einen zu Sklaven, die andern zu Freien. 
Auch die Annexion der Krim 2014 durch Russland war ja ein 
kriegerischer Akt, der sich gegenwärtig im Ukrainekrieg fortsetzt. … 

Nach Friedrich Nietzsche (1844-1900) werden Weltbilder verworfen, 
kaum dass sie formuliert wurden, nachdem alle Gewissheit aus den 
Schreinen gerissen und im Naturlicht verfiel. Wir sehen heute die 
Schreine. Sie stehen nun offen wie Schlafzimmermöbel in verlassenen 
Häusern, wenn die Flut oder die Feuersbrunst doch nicht 
hereinbrach. Möbel wie offene Münder, eingefroren im Moment 
größten Schreckens. Schränke, Kommoden, offene Fragen im 
Angesicht der ausgebliebenen Katastrophe. Oder war dieses 
Ausbleiben die Katastrophe? Was hat die Bewohner getrieben, die 
Wohnstatt Hals über Kopf zu verlassen? Was haben sie 
mitgenommen? Wie sehen die Gebäude aus, die sie jetzt bewohnen, 
und wo wohnen sie jetzt? 

Das sind die Fragen, die eines Tages vielleicht Raumfahrer sich stellen, 
wenn sie eine verlassene Erde vorfinden.“ 

(Aus dem Text von Jürgen Kuhlbrodt: „Levinas, der Krieg und die Dichtung“. - In: 
HOHE LUFT. – Philosophie-Zeitschrift. – Nr. 5/2022, S. 82 f.) 
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                                                   Online-Bürgerdialog 

„Eine Zweitstimme für Europa 2024? Die Reform des EU-
Wahlrechts“  

In diesem Webinar diskutierten am 06.09. 2022 Chantal Kopf (Bündnis 90/Die 
Grünen), MdB und europapolitische Sprecherin der grünen Bundestagsfraktion, 
Stephan Thomae (FDP), MdB und parlamentarischer Geschäftsführer der 
Fraktion, zuständig für das Wahlrecht, und Tobias Winkler (CDU/CSU), MdB 
und Mitglied im Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union, 
mit über 100 Teilnehmern der Diskussion.  

Das Meeting eröffnete Christian Beck, Präsidiumsmitglied der EUD, mit einem 
Grußwort. Er hob hervor, dass z. B. Themen wie die Energiekrise natürlich 
besonders betont werden müssten, aber in den kommenden neun Monaten 
durchaus noch ein Zeitfenster zur Reform des EU-Wahlrechts vor der 
Europawahl 2024 besteht. Die Zeit drängt, wenn bis dahin die Europawahlen 
von der nationalen tatsächlich auf die europäische Ebene gehoben werden 
sollen. Es geht schließlich um die Stärkung der europäischen Demokratie.  

Die oben genannten Experten unterstrichen übereinstimmend die Reform des 
Europawahlrechts, hegten aber auch Zweifel, ob das bereits zur Wahl 2024 
gelin-gen könne. Man dürfe nichts übers Knie brechen, der Umgang mit dem 
Wahl-recht sei eine sehr fragile Angelegenheit. Besonders der Deutsche 
Bundestag sollte sich schnell positionieren. Unbestritten sei, dass ein 
europäischer Wahlkampf entwickelt werden muss. Problematisch bleibt dabei, 
wie den kleine-ren Mitgliedsländern die Befürchtung genommen wird, sie 
könnten im EP unter-präsentiert bleiben. In der Diskussion wurde immer 
wieder darauf verwiesen, dass eindeutig geklärt werden muss: Bekommen alle 
Bürgerinnen und Bürger eine zweite Stimme bei der Europawahl 2024? Können 
die Wählerinnen und Wähler die Kandidierenden für die EU-Spitzenämter vor 
der Wahl kennenlernen und ihnen ihr Mandat erteilen? Wird aus 27 einzelnen 
Wahlen durch transnationale Listen eine wirklich europäische Europawahl der 
Kandidierenden und mit Programmen, die von Lissabon bis Helsinki wählbar 
sind?  

Ein Teilnehmer des insgesamt interessanten Meetings verwies zu Recht darauf, 
dass das EU-Wahlrecht seit fast 40 Jahren nicht geändert wurde, jetzt aber 
wohl die Zeit dafür mehr als reif ist. Das muss sowohl auf der nationalen als 
auch auf der europäischen Ebene bewältigt werden. 

(Berichterstatter: Joachim Gasiecki) 
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Teil II: 

Informationen aus dem Trägerverein 
Landesverband der EUD in MV 

__________________________________________________ 

 

„Für den Hamilton-Moment ist es noch nicht zu spät!“ 

Christian Moos, Generalsekretär der EUD 

Die Europäische Union wird absehbar unter großen Druck geraten. Russlands 
Angriff beschleunigt und verstärkt Prozesse, die ihren Niedergang einleiten 
können. Die Europäerinnen und Europäer sind dieser Gefahr aber nicht 
ohnmächtig ausgeliefert. Europa kann seinen Fortbestand in Demokratie und 
Freiheit sichern, wenn es jetzt wichtige Weichenstellungen vornimmt. 

Solange Europa unter dem nuklearen Schutzschirm der USA steht, muss es nicht 
befürchten, von einer anderen Macht existentiell bedroht zu werden. Da diese 
Schutzgarantie politische Voraussetzungen auch in der US-Innenpolitik hat, die 
Brüssel nicht beeinflussen kann, muss Europa über seine Fähigkeit nachdenken, ein 
eigenes Abschreckungspotential vorzuhalten, das bestehende Allianzen nicht 
schwächen dürfte, sondern sich in ihre Logik einschreiben müsste. Hier bleibt 
möglicherweise nicht mehr viel Zeit. 

Ebenso dringlich ist es, eine Zunahme des – in Europa auch zwischenstaatlichen – 
Wohlstandsgefälles und immer höherer Schulden zu vermeiden. Denn beide führen 
insbesondere in ihrer Kombination zu wirtschaftlichem Niedergang und zu politischen 
Verwerfungen. Sie schwächen die Stabilität der Institutionen, stärken Populismus 
und politische Extreme und unterminieren damit nicht nur die innere Wehrhaftigkeit 
der freiheitlichen Demokratie, sondern auch die Fähigkeit zur äußeren Verteidigung. 

Die Pandemie, die noch nicht zu Ende ist, hat Europa stärker verändert als die 
Weltfinanzkrise. Der Krieg im Osten, der Überfall auf die Ukraine, bedroht Europa 
insgesamt, hat angesichts der russischen Kriegsziele enormes Ausweitungspotential. 
Europa muss zugleich seine Verteidigungsausgaben erhöhen, sie vor allem auch 
durch mehr Zusammenarbeit viel effizienter gestalten, und die sozialen Folgen der 
Pandemie bekämpfen. 

Europa muss zudem dringend in seine seit langem unterfinanzierten 
Bildungssysteme und in seine vielfach veraltete Infrastruktur investieren, wenn es 
wieder wettbewerbsfähiger werden und seinen – bis dato zu ungleich zwischen den 
Mitglied-staaten verteilten – Wohlstand bewahren will. Auch das gehört untrennbar 
zur europäischen Resilienz gegen feindliche Angriffe von innen und von außen. 

Deutschland ist nicht die alleinige, wohl aber eine bedeutende europäische 
Führungsmacht. Viel wird also von deutschem Regierungshandeln abhängen, von 
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dem, was deutsche Eliten denken und für die europäische Ordnung einzusetzen 
bereit sind. 

Hohe Verschuldung führt langfristig unweigerlich zu wirtschaftlichem Niedergang und 
damit zu sozialen und zu politischen Krisen. Die Geschichte zeigt hier keine Aus-
nahmen. Dennoch war die Austeritätspolitik, zumal in Verbindung mit ultraliberaler 
Marktgläubigkeit, wie sie über viele Jahre vorherrschte, ein strategischer Fehler. 

Mittlerweile ist der Konsens groß, dass es erheblicher Investitionen bedarf, insbeson-
dere um die klimaneutrale Transformation von Wirtschaft und Gesellschaft zu 
ermöglichen und auch künftig soziale Chancengleichheit und Wohlstand, 
gegebenenfalls nach neuen Kriterien definiert, zu sichern. 

Um dies und alle weiteren Ziele der europäischen Politik verwirklichen zu können, 
gibt es eine klare Perspektive. Diese besteht, das sollte wenig verwunderlich sein, in 
gemeinsamen europäischen Anleihen. In der deutschen Politik gelten diese aber als 
Tabu. Als der 750 Milliarden Aufbaufonds vereinbart war, sprach der damalige 
Finanzminister Olaf Scholz von einem „Hamilton Moment“. 

Alexander Hamilton war erster Finanzminister und einer der Gründungsväter der 
Vereinigten Staaten von Amerika. Später – mit Blick auf deutsche Befindlichkeiten? – 
erklärte Scholz, mittlerweile Bundeskanzler, der Fonds sei kein Einstieg in die 
gemeinsame Staatsfinanzierung, müsse einmalig und klar konditioniert bleiben. 
Richtig ist, dass die öffentliche Meinung bisher klar gegen „Eurobonds“ steht. 
Führung bedeutet aber, nicht immer der öffentlichen Meinung zu folgen. 

Um das Moral Hazard Problem zu lösen, das auch Scholz zu Recht befürchtet, 
könnten Euro-Anleihen unter der Voraussetzung klar festgelegter Haushaltsdaten zur 
Verfügung stehen. Günstige Refinanzierungsbedingungen wären so also klar an die 
Solidität der nationalen Haushaltspolitik gebunden. Diese Kriterien so zu justieren, 
dass Investitionen in Bildung und Infrastruktur möglich bleiben oder überhaupt erst 
werden, wäre allerdings wichtig. 

Somit könnten klug angelegte gemeinsame Anleihen, die die nationalen ergänzen, 
sogar zu einer europaweiten Konsolidierung öffentlicher Schuldenstände und 
perspektivisch zu mehr Wettbewerbsfähigkeit beitragen. Der Fehlanreiz kann also 
ausgeschlossen werden. Die Währungsunion würde ihrer Vollendung einen 
bedeutenden Schritt näherkommen, was kein Selbstzweck ist, sondern mit Blick auf 
die Zukunft der europäischen Ordnung eine Notwendigkeit. Die Europäische 
Zentralbank würde ein solches System entlasten, sie überhaupt erst in die Lage 
versetzen, der durch eine Vielzahl exogener Faktoren bedingten, großenteils aber 
auch hausgemachten Inflation wirksam entgegenzuwirken, vor allem, indem sie dem 
frischen Geld wieder einen Preis geben könnte. 

Europa steht vor seinem Hamilton-Moment. Das gilt nicht nur für die Finanzen, 
sondern auch für sein politisches Gefüge. Nichtstun bedeutete die Fortsetzung des 
allmählichen Niedergangs, dessen Zeichen kaum zu übersehen sind. Übernehmen 
Populisten in europäischen Kernstaaten die Macht, ist es zu spät. Beherztes 
Handeln, europäische Führung, ist gefragt. Für den Hamilton-Moment ist es noch 
nicht zu spät. 
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 „Kein Verständnis für Stillstand in der Europapolitik“ 

„Russischer Angriffskrieg, Energieversorgung und Inflation sind selbstverständ-
lich die vordringlichen Themen. Sie erfordern aber mehr gemeinsame 
europäische Antworten", so Moos, Generalsekretär der EUD.  Dies gelte sowohl 
für eine bessere militärische und finanzielle Unterstützung der Ukraine in ihrem 
Abwehrkampf gegen den russischen Aggressor als auch für die Sicherheit der 
Energieversorgung und den sozialen Zusammenhalt nicht nur in Deutschland, 
sondern in Europa insgesamt und damit verbunden die Bezahlbarkeit von Gas, 
Strom und Öl. 

Moos weiter: „Die Ampel hat in ihrem Koalitionsvertrag viele wichtige Weichen 
für ein stärkeres Europa gestellt.“ Dies sei zwar vor dem Krieg geschehen, 
dieser hebe die Bedeutung der europapolitischen Vorhaben aber nicht auf, 
sondern mache sie nur noch dringlicher. „Europa muss widerstandsfähiger 
werden gegen Autoritarismus und jede Form der äußeren Aggression. Dazu 
braucht es mehr europäische Handlungsfähigkeit und eine Stärkung des 
öffentlichen europäischen Raums. Entschlossenes Handeln in diesem Sinne 
stärkt die europäische Solidarität und befördert ein besseres gemeinsames 
Verständnis der europäischen Werte." 

Der Koalitionsvertrag beinhalte zielführende europapolitische Vorhaben, die es 
endlich anzugehen gelte. „Es genügt nicht, sich im normalen Geschäftsgang im 
Rat für ein zeitgemäßes europäisches Wahlrecht oder mehr qualifizierte 
Mehrheitsentscheidungen auszusprechen und dann achselzuckend das 
Desinteresse der anderen Regierungen zur Kenntnis zu nehmen. Diese 
wichtigen Reformen, die innerhalb der bestehenden EU-Verträge möglich sind, 
müssen jetzt auf Ebene der Staats- und Regierungschefs vorbereitet werden.“ 
Dafür müsse Deutschland gemeinsam mit den Partnern eine Strategie 
entwickeln. 

„Die EU jetzt nicht weiterzuentwickeln, wäre ein ihre Existenz gefährdendes 
Versäumnis“, zeigt sich Moos überzeugt. Die Ergebnisse der Konferenz zur 
Zukunft Europas dürften nicht zur Seite gelegt werden. Sie habe ihre 
Empfehlungen auch im Lichte des Krieges ausgesprochen. „Es geht nicht um 
Schönwetterpolitik, sondern um die Verteidigung der europäischen Ordnung, 
die den Rahmen für unsere Freiheit und unseren Wohlstand setzt. „Gerade vor 
den italienischen Parlamentswahlen wäre ein Lebenszeichen der 
proeuropäischen Kräfte wichtig.“ 
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Von der Sitzung des Landesvorstandes EUD-MV am 02. 09. 
2022 in Schwerin 

Der Landesvorstand führte seine turnusmäßige Sitzung in der IHK Schwerin 
durch. Wesentliche Ergebnisse sind die folgenden Fakten: 

1. Nach dem Wiedereinstieg in die normale Arbeit nach den über zwei Jahren 
Coronaproblemen läuft das Veranstaltungsprogramm nur langsam an. Der KV 
Rostock erarbeitet z. Z.  sein Herbstprogramm. Der KV MES, der gegenwärtig 
wegen des Rückzugs des Kreisvorsitzenden noch ohne direkte Führung ist, 
benö-tigt ebenfalls einen Plan für weitere Aktivitäten. Anerkennenswert sind 
die in der Europawoche durchgeführten Veranstaltungen mit 
Neubrandenburger Schulen sowie mehrere öffentliche Veranstaltungen im 
Rahmen der französischen EU-Ratspräsidentschaft, realisiert in 
Zusammenarbeit mit der Deutsch-Französi-schen Gesellschaft 
Neubrandenburg. – Die JEF führt am 18. 09. hre Jahresversammlung durch. 
Klärungsbedürftig bleibt auf der Bundesebene die Frage der künftigen 
Beitragszahlungen der Mitglieder. 
2. Die Teilnahme von Delegierten des LV am Bundeskongress im Oktober in   
Augsburg ist gewährleistet. 
3. Ausführlich wurde zur Weiterführung der „Informationen des Bildungsringes 
Europa MV“ diskutiert, deren zum größten Teil auf dem Postwege erfolgenden 
Versendung finanziell nicht mehr tragbar ist. Es zeichnet sich eine vollständige 
Reduzierung auf eine elektronische Übermittlung ab. 
4. Die Vorbereitung auf das Landesseminar und die Landesversammlung am 
24./25. 09. in der Europäischen Akademie in Waren befindet sich in der 
Konkretisierungsphase. Die Einladungen sind rechtzeitig versandt worden. 
5. Eine Reihe von Veranstaltungen werden in den nächsten Monaten sicher 
viele Interessenten finden.   
Dazu gehören u. a.: 
- Die Teilnahme an den Tagen der politischen Bildung in MV vom 15.09. – 05. 
10. 2022 enthält eine Veranstaltung des LV am Eröffnungstag zum Thema 
„Polen und Deutschland – Demokratie gemeinsam stärken“ u. a. mit dem 
Bundestagspräsidenten a. D. Prof. Dr. Norbert  Lammert. 
- Darüber hinaus gestalten wir am 22.September einen Workshop im Schloss 
Bothmer zum Thema „Zukunftskonferenz der EU – wie nun weiter?“ durch. 
Vom 18.09. bis 22.09. findet eine Bildungsreise zur Europäischen 
Kulturhauptstadt ESCH in Luxemburg statt. Das Landesseminar „Zeitenwende in 
Europa“ wird ebenfalls in diesem Rahmen am 24. Und 25.09.2022 in der 
Europäischen Akademie Waren/Eldenholz durchgeführt. 
(Nach dem Protokoll der Vorstandssitzung) 
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Interkulturelle Woche in Neubrandenburg zum Thema 

„Musik verbindet“ 
 

 „Musik als Kraftquelle der Demokratie in der Geschichte Europas?“ 

Obwohl Musik oft als „unpolitisch“ bezeichnet wird, zeigt ein Blick in die 
Geschichte, dass Musik und Politik eng verbunden sind. Musik wird ständig 
instrumentalisiert, um politische Vorstellungen zu kommunizieren. Wie kann 
demokratische Partizipation beim Musikmachen und Musikrezipieren in 
verschiedenen Gesellschaften, historischen Epochen und Kulturen sowie in 
Zeiten von Streaming-Plattformen stattfinden? Können wir mit den nicht mehr 
ganz so neuen Medien neue Öffentlichkeiten erschließen und Partizipations-
formen entwickeln oder verstärkt die Digitalisierung letztlich die alten 
Machtstrukturen? Inwiefern bedien(t)en sich autoritäre Staatsformen 
musikalischer Mittel zur Durchsetzung antidemokratischer Politik?  

(Pastor i.R. Fritz Wilhelm Rabe im „Europacafé“ des Bildungsringes Europa) 

 
„Musik ist höhere Offenbarung als alle Weisheit und 
Philosophie“ (Ludwig van Beethoven) 

Seitdem die Menschen begannen, über ihr Leben und ihr Tun wissenschaftlich 
nachzudenken, begannen sie sich auch für das Wesen von Musik zu inter-
essieren. Viele Philosophen von der Antike bis zur Gegenwart beschäftigten 
sich von ihren jeweiligen philosophischen Standpunkten her mit der Musik. Es 
entwickelte sich eine eigene Disziplin der Musikphilosophie bzw. Musikästhetik. 
Einige allgemeine und spezifische aktuelle Positionen zu diesem Thema wurden 
in dieser Veranstaltung vorgestellt und diskutiert. 

Prof. Dr. Joachim Gasiecki (mit anschließender Diskussion)  
 
 
 

Beide Themen bieten die Vortragenden auch den Kreisverbänden unseres 
Landesverbandes sowie anderen interessierten Einrichtungen und 
Organisationen an! 
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                                  Landesseminar 2022 der Europa-Union MV 
 „Zeitenwende in Europa“ 

24./25. 09. 2022 in der Europäischen Akademie Waren 

 

Nach Eröffnung und Begrüßung der Teilnehmenden durch den 

Landesvorsitzenden der Europa-Union Mecklenburg-Vorpommern, Herrn MdL 

Prof. Dr. Robert Northoff, richtete die Ministerin für Wissenschaft, Kultur, 

Bundes- und Europaangelegenheiten des Landes Mecklenburg-Vorpommern, 

Frau Ministerin Bettina Martin, MdL, online ein Grußwort an die 

Seminarteilnehmer, in dem sie die Arbeit der Europa-Union MV als 

europapolitischen Kommunikator im und für das Bundesland Mecklenburg–

Vorpommern hervorhob. 

Ebenfalls per Videoschaltung erörterte im Anschluss der Leiter der Vertretung 

der Europäischen Kommission in Deutschland, Herr Jörg Wojahn, die an-

stehenden Aufgaben der EU-Kommission und ging dabei insbesondere auf die 

Rohstoffproblematik im Angesicht des Krieges der Russischen Föderation gegen 

die Ukraine ein. Bezogen auf die vor wenigen Tagen gehaltene Rede der 

Kommissionspräsidentin zur Lage der Europäischen Union war die Weiter-

führung der Ergebnisse der Zukunftskonferenz der EU auch Gegenstand der 

anschließenden Diskussion mit den Seminarteilnehmern. 

In seinem Vortrag stellte Kommunikationswissenschaftler Herr Prof. Dr. Gernot 

Wolfram, Hochschule Macromedia, die besondere Bedeutung von social Media 

in einer modernen Informationswelt dar und zeigte anzahlreichen Beispielen 

auf, wie ein gutes Kommunikationsmanagement funktionieren kann. 

Herr Prof. Dr. Stratenschulte, ehemaliger Direktor der Europäischen Akademie 

Berlin, verwies anschließend auf die gegenwärtigen Polykrisen in der EU und 

sezierte die einzelnen Lösungsansätze heraus. Dabei wurde deutlich, dass die 

sich überlagernden Krisen nur durch eine hohe Kompromissbereitschaft zu 

überwinden sind. Dies gilt sowohl für die Institutionen der EU als auch für die 

Verhandlungen im Rat. Dabei wurde das Einstimmigkeitsprinzip genauso 

thematisiert, wie die unterschiedlichen Positionen von EP, Rat und 

Kommission. 

Am Nachmittag des ersten Seminartages wurde im Rahmen der Bürgerdialoge 

„Wir müssen reden!“ eine Podiumsdiskussion mit den europapolitischen 

Sprechern der Landtagsfraktionen der demokratischen Parteien des Landtages 

Mecklenburg-Vorpommern unter der Moderation von Pastor i. R. Fritz Rabe 
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durchgeführt. Insgesamt wurde festgestellt, dass das Thema Europa/EU noch 

viel zu wenig im Landtag vorkommt, obwohl es viele Mitentscheidungs-

möglichkeiten bei den EU-Gesetzesvorhaben gibt. Außerdem wurde vom 

Landesgeschäftsführer der Europa-Union, Ralf-Peter Hässelbarth, angeregt, 

zwischen dem Landtag und der Landesregierung eine Vereinbarung zu treffen, 

wie in Angelegenheiten der Europäischen Union gemeinsam zu verfahren ist. 

Dies ist in anderen Bundesländern bereits übliche Praxis. 

Am folgenden Seminartag referierte Kulturwissenschaftler Herr Prof. Dr. 

Dybaseyvich von der Universität Greifswald sehr ausführlich und hochinter-

essant über die kulturgeschichtlichen Hintergründe des ukrainischen 

Befreiungs-krieges gegen den Angriffskrieg der Russischen Föderation. Diesem 

Referat vorangegangen war ein Statement von Dr. Stöhr, Philosophische Praxis 

Rostock, über seine Sicht – wie er betonte: aus philosophischer Sicht – der 

Entwicklungen im Ukraine-Krieg und schlug Lösungsansätze vor. Daraus ergab 

sich eine z. T. kontroverse Diskussion. 

MdEP Niklas Nienaß war dann online zugeschaltet und berichtete über die 

Aktivitäten im Europäischen Parlament zur Krisenbewältigung. Auch hier war 

ein zentrales Thema die Weiterführung der Zukunftskonferenz der EU. Dazu 

wurde in Anbetracht der Wahlen in Italien und Schweden sowie der Positionen 

Polens und Ungarns ausführlich diskutiert. Die Teilnehmenden stimmten der 

Forderung nach der Einberufung eines Europäischen Konventes für die 

erforderlichen Vertragsänderungen des Lissabon-Vertrages zu, ganz im Sinne 

der No-Veto-Kampagne, die auch von der Europa-Union Deutschland 

unterstützt wurde. 

Die Friedensforscherin Frau Dr. Martina Fischer, Brot für die Welt, nahm 

ihrerseits noch einmal eine gründliche Analyse der Situation vor und stellte 

auch die Situation der betroffenen Menschen im Krieg in den Mittelpunkt. 

Daran schloss sich eine Debatte an, in der über Wege aus dieser Kriegssituation 

diskutiert wurde und vor allem, was nach diesem schrecklichen Krieg in Europa 

zu tun ist. 

Zum Abschluss des Seminars verlas Ralf-Peter Hässelbarth ein Statement von 

Prof. Dr. Joachim Gasiecki, welches eine breite Zustimmung fand. 

Bei der abschließenden Evaluierung wurde wieder das hohe Niveau der 

Veranstaltung begrüßt. Die Vortragsinhalte wurden als sehr informativ und 

lehrreich eingeschätzt. Dabei waren die Angebote ausgewogen und für die 

weitere Kommunikation gut verwendbar.           (Berichterstatter: Ralf-Peter Hässelbarth) 
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„Zeitenwende“, „Epochenbruch“ oder „Entwicklung einer neuen 

Ordnung“? 

Ein Diskussionsbeitrag zum Landesseminar der EUD-MV am 24./25.09.2022 

zum Thema „Zeitenwende in Europa“ 

 

Mit dem Thema „Zeitenwende in Europa“ greift das diesjährige Landesseminar 

einen großen Komplex miteinander verwobener Entwicklungen auf. Einer der 

ersten Politiker, die in diesem Jahr den Begriff „Zeitenwende“ gebraucht 

haben, war Bundeskanzler Scholz. In einem Aufsatz zur aktuellen Situation in 

Europa und in der Welt schrieb ein Publizist darüber, dass wir es mit 

„tektonischen Ver-schiebungen der Zukunft“ zu tun haben, die mit globalen 

Veränderungen und uns alle berührenden politischen und wirtschaftlichen 

Vorgängen zu tun haben.  

Welche Merkmale charakterisieren die aktuelle Entwicklung? Ohne dabei ins 

Detail gehen zu wollen, hebe ich nur die folgenden Aspekte hervor: 

1. Wir haben weltweit und nicht nur europabezogen einen enormen Verfall der 

Werte demokratischer Gesellschaften vor uns. Ob es der Wertekanon der UNO 

oder der Wertekatalog der EU ist, wir können eine Vernachlässigung der 

Grund-werte der Menschheit und ihrer Institutionen feststellen. 

2. In erschreckendem Maße wird sichtbar, wie Kriege als „Operationen“ ver-

harmlost und dadurch sowohl die europäische Friedensordnung zerstört als 

auch das globale Friedenskonzept einer humanen Weltordnung attackiert wird. 

3. Die Wirtschaftsentwicklung wird weltweit beeinträchtigt und führt dazu, 

dass sich die ökonomischen Verhältnisse in einer sich vertiefenden Krise 

befinden. 

4. Wir stehen einer langwährenden Phase sozialer Verwerfungen gegenüber, 

die sich in den reichen Industrieländern ebenso vollzieht wie in den armen 

Regionen der Welt und deren sich entwickelnde Intensität heute noch gar nicht 

einzuschätzen ist. 

5. Hinzu kommt die Dauerwirkung der bestehenden und sich gegenwärtig noch 

verschärfenden Klimaproblematik. 
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Immer mehr Menschen kommen unter dem Eindruck dieser Entwicklungen zu 

der Ansicht, dass wir es mit einem grandiosen „Epochenbruch“ zu tun haben. 

Es hat den Anschein, als könnten wir es mit einer neuen „Achsenzeit“ zu tun 

haben, 

d. h. „mit einer alles entscheidenden Wende bzw. mit einem Durchbruch von 

universaler Bedeutung“. Ursprünglich war dieser Begriff für die Zeit um 500 

v.u.Z. geprägt worden, um den damals gravierenden Übergang von Frühzeiten 

der menschlichen Entwicklung zu einer strukturierten Gesellschaft als einen 

großen Modernitätsschritt der Menschheit zu kennzeichnen. 

Vielleicht befinden wir uns heute tatsächlich in einer solchen „entscheidenden 

Wendezeit“! Von Bedeutung in der Gegenwart ist dabei, in welche Richtung ein 

aktuell möglicher Epochenbruch verläuft. Darauf können wir Einfluss nehmen! 

Die Frage ist, ob wir in eine Art von „Kulturpessimismus“ verfallen oder ob es 

gelingt, unsere Vision von einer neuen europäischen und weltweiten Ordnung 

zu präzisieren und weiterzuentwickeln. Ich halte zugespitzte Formulierungen, 

die verschiedentlich gebraucht werden, für kontraproduktiv. Das betrifft auch 

Aussagen, die in der Rede von Bundespräsident Steinmeier am 08. 05. dieses 

Jahres enthalten waren. Da hieß es z. B.: „heute ist der Traum des 

gemeinsamen europäischen Hauses gescheitert“, und damit wurde nach 

Steinmeier „endgültig die Grundlage der europäischen Friedensordnung 

zerstört“. Historische Entwicklungen gehen vielgestaltig vonstatten. Von 

vornherein eine Endgültigkeit anzunehmen, widerspricht der Dialektik des 

Entwicklungsgedankens. Es liegt in den Händen der Menschen, die ihre Zukunft 

aktiv gestalten, wie ein historisches Ergebnis aussehen wird. 

Wir sollten uns die Vision der Perspektive einer föderativen Gemeinschaft 

europäischer Länder nicht nehmen lassen! Wir sollten nicht unser Ziel 

aufgeben, den Zusammenschluss europäischer Staaten als ein historisches 

Friedensprojekt zu gestalten! Kein vernünftiger Mensch wird sich 

autokratischen Strukturen unterordnen oder sich der Ideologie von 

Kriegstreibern ausliefern wollen. Aber das bedarf Einsatz und Kraftanstrengung 

von uns allen. 

Bezogen auf die Europäische Union brauchen wir spürbare Reformschritte, 

wenn die veranstaltete „Zukunftskonferenz der Europäischen Union“ nicht nur 

eine Schauveranstaltung bleiben soll. Setzen wir uns innerhalb und außerhalb 
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unseres Verbandes der Europa-Union Deutschland für Reformen der EU ein. 

Vordergründig stehen besonders folgende verändernde Maßnahmen auf der 

Tagesordnung: 

- Einberufung eines Europäischen Konvents, dessen Empfehlungen von 

den Spitzeninstitutionen der EU auch ernst genommen werden; 

- demokratische Weiterentwicklung des Europäischen Rates und der Euro-

päischen Kommission; 

- Vertiefung der Entscheidungsbefugnisse des Europäischen Parlaments; 

- Reform des EU-Wahlrechts, um die Europawahlen tatsächlich zu einer 

wirklichen europäischen Wahl werden zu lassen; 

- Entwicklung der in der EU bestehenden politischen Zusammenschlüsse 

zu echten europäischen Parteien; 

- Beseitigung des Einstimmigkeitsprinzips im Europäischen Rat. 

Für solche Reformschritte bedarf es sicher Zeit. Sie lassen sich nicht im 

Eiltempo verwirklichen. Aber nur durch beharrliche Einflussnahme und 

entsprechende demokratische Meinungsäußerungen können derartige 

Entwicklungen durchge-setzt werden. In diesem Sinne haben wir 

weiterzuarbeiten, im Landesverband, in den Kreisen der Jungen Europäischen 

Föderalisten, in den Kreisverbänden, im Bildungsring Europa und beim 

gegenseitigen Meinungsaustausch. 

Seit Jahren habe ich mit der Gestaltung der „Informationen“ des Bildungsringes 

Europa und des Landesverbandes diese Aktivitäten zu fördern versucht. Ich 

werde dies mit Ihrer Unterstützung auch weiterhin tun. Vielleicht erreichen wir 

es doch noch eines Tages, dass unser Informationsorgan als ein spezifisches 

und förderfähiges Format der Politischen Bildung von den Landesbehörden und 

ihren Fördereinrichtungen anerkannt wird. 

 Setzen wir uns weiterhin für unsere europäische Vision ein. Wir brauchen nicht 

weniger, sondern mehr europäische Einheit!  

Joachim Gasiecki 
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Eindrücke vom „Nordlichtertreffen“ am 03. 09. 2022 in 
Hamburg 

 

 
 

Die in unregelmäßigen Abständen veranstalteten Zusammenkünfte von 
Vertretern der nördlichen Landesverbände der EUD und der JEF, seit Jahren 
bekannt als „Nordlichtertreffen“, hatten nach den durch die Pandemie begrenz-
ten Aktivitäten wieder einmal einen Platz im Veranstaltungskalender unserer 
Organisationen. In bewährter Weise ging es um Erfahrungsaustausch, Informa-
tion über eigene Vorhaben und Möglichkeiten der Abstimmung von Aktivitäten. 
Unser Landesverband war durch den Geschäftsführer Ralf-Peter Hässelbarth 
vertreten. Einige Einzelheiten greifen wir in der folgenden Ausgabe der 
„Informationen“ auf. 
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